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(Nicht veröffentlicbungsbedürftige Rechtsakte)

EUROPAISCHER WIRTSCHAFTSRAUM

ABKOMMEN ZWISCHEN DEN EFTA­
STAATEN ZUR ERRICHTUNG EINER

ÜBERWACHUNGSBEHÖRDE UND EINES
GERICHTSHOFS

DIE REPUBLIK OSTERREICH, DIE REPUBLIK FINNLAND, DIE REPUBLIK ISLAND, DAS FÜRSTEN­
TUM LIECHTENSTEIN, DAS KÖNIGREICH NORWEGEN, DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN UND
DIE SCHWEIZERISCHE EIDGENOSSENSCHAFT —

ANGESICHTS des EWR-Abkommens;

IN DER ÜBERLEGUNG, daß es den EFTA-Staaten gemäß Artikel 108 Absatz 1 des EWR-Abkommens
obliegt, eine unabhängige Überwachungsbehörde (EFTA-Überwachungsbehörde ) einzusetzen und Verfahren
einzuführen, wie sie in der Gemeinschaft bestehen, einschließlich Verfahren, durch die die Erfüllung der
Verpflichtungen aus dem EWR-Abkommen gewährleistet wird, die Rechtmäßigkeit der Maßnahmen der
EFTA-Überwachungsbehörde auf dem Gebiet des Wettbewerbs zu kontrollieren;

IN DER WEITEREN ÜBERLEGUNG, daß es den EFTA-Staaten gemäß Artikel 108 Absatz 2 des
EWR-Abkommens obliegt, einen Gerichtshof der EFTA-Staaten einzusetzen;

EINGEDENK des Zieles der Vertragsparteien des EWR-Abkommens, bei voller Wahrung der Unabhängig­
keit der Gerichte eine einheitliche Auslegung und Anwendung des EWR-Abkommens und der gemeinschafts­
rechtlichen Bestimmungen zu erreichen und beizubehalten, die in ihrem wesentlichen Gehalt in jenes
Abkommen übernommen werden, sowie eine Gleichbehandlung der Einzelpersonen und Marktteilnehmer
hinsichtlich der vier Freiheiten und der Wettbewerbsbedingungen zu erreichen;

UNTER ERNEUTER BETONUNG, daß es der EFTA-Überwachungsbehörde und der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften obliegt zusammenzuarbeiten, Informationen auszutauschen und einander in
Fragen der Überwachungspolitik und in Einzelfällen zu konsultieren;

IN DER ÜBERLEGUNG, daß die Präambeln der aufgrund der Verträge zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl erlassenen Rechtsakte,
soweit sie den Bestimmungen der Protokolle 1 bis 4 und den Bestimmungen jener Rechtsakte entsprechen,
die ihrerseits den in den Anhängen I und II dieses Abkommens angeführten Rechtsakten entsprechen, in dem
erforderlichen Ausmaß für die richtige Auslegung und Anwendung der Bestimmungen dieser Protokolle und
Anhänge erheblich sind;

EINGEDENK DES UMSTANDES, daß in der Anwendung der Protokolle 1 bis 4 dieses Abkommens die
Rechts- und Verwaltungspraxis der Kommission der Europäischen Gemeinschaften in der Zeit vor dem
Inkrafttreten dieses Abkommens entsprechend zu berücksichtigen ist —

HABEN BESCHLOSSEN, folgendes Abkommen zu schließen:

TEIL I

Artikel 1 a ) „EWR-Abkommen" das EWR-Hauptabkommen, des­
sen Protokolle und Anhänge sowie die Rechtsakte,
auf die darin verwiesen wird:Im Sinne dieses Abkommens bedeutet
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b ) „EFTA-Staat " eine Vertragspartei, die Mitglied der
Europäischen Freihandelsassoziation sowie Vertrags­
partei dieses Abkommens und des EWR-Abkommens
ist .

Vertrages über die Gründung der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl sowie der aufgrund dieser
beiden Verträge erlassenen Rechtsakte in ihrem wesent­
lichen Gehalt identisch sind, bei ihrer Durchführung und
Anwendung im Einklang mit den einschlägigen Entschei­
dungen ausgelegt, die der Gerichtshof der Europäischen
Gemeinschaften vor dem Zeitpunkt der Unterzeichnung
des EWR-Abkommens erlassen hat .

(2 ) Bei der Auslegung und Anwendung des EWR­
Abkommens und dieses Abkommens werden die EFTA­
Überwachungsbehörde und der EFTA-Gerichtshof die in
den betreffenden Entscheidungen des Gerichtshofs der
Europäischen Gemeinschaften dargelegten Grundsätze
gebührend berücksichtigen, die nach dem Zeitpunkt der
Unterzeichnung des EWR-Abkommens ergingen und die
Auslegung jenes Abkommens oder solcher Bestimmungen
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft und des Vertrages über die Grün­
dung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
betreffen, die mit den Bestimmungen des EWR-Abkom­
mens oder der Protokolle 1 bis 4 oder mit den Bestim­
mungen jener Rechtsakte , die den in den Anängen I und
II angeführten Rechtsakten entsprechen, in ihrem wesent­
lichen Gehalt identisch sind .

Artikel 2

Die EFTA-Staaten treffen alle geeigneten Maßnahmen
allgemeiner oder besonderer Art zur Erfüllung der Ver­
pflichtungen, die sich aus diesem Abkommen ergeben.

Sie unterlassen jede Maßnahme, welche die Verwirkli­
chung der Ziele dieses Abkommens gefährden könnte.

Artikel 3

( 1 ) Unbeschadet der künftigen Entwicklungen der
Rechtsprechung werden die Bestimmungen der Proto­
kolle 1 bis 4 und die Bestimmungen der Rechtsakte , die
den in den Anängen I und II zu diesem Abkommen
angeführten Rechtsakten entsprechen, soweit sie mit den
entsprechenden Bestimmungen des Vertrages zur Grün­
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und des

TEIL II

DIE EFTA-UBERWACHUNGSBEHORDE

b ) Empfehlungen oder Stellungnahmen abgeben, Mittei­
lungen erstatten oder Leitlinien festlegen in Angele­
genheiten, die im EWR-Abkommen geregelt werden,
soweit jenes Abkommen oder das vorliegende
Abkommen dies ausdrücklich vorsehen oder die
EFTA-Überwachungsbehörde dies für notwendig er­
achtet;

c ) mit der Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten zusammenarbeiten, Informationen austauschen
und sich mit ihr beraten, soweit dies in diesem
Abkommen und im EWR-Abkommen vorgesehen ist;

d ) Aufgaben erfüllen, die sich in Anwendung von Proto­
koll 1 des EWR-Abkommens aus den Rechtsakten
ergeben, auf die in den Anhängen jenes Abkommens
verwiesen wird, und zwar entsprechend der Regelung
in Protokoll 1 des vorliegenden Abkommens .

Artikel 4

Es wird hiermit eine unabhängige Überwachungsbehörde
für die EFTA-Staaten, die EFTA-Überwachungsbehörde,
errichtet.

Artikel 5

( 1 ) Im Einklang mit den Bestimmungen dieses Abkom­
mens und den Bestimmungen des EWR-Abkommens und
um das ordnungsgemäße Funktionieren des EWR­
Abkommens zu gewährleisten, erfüllt die EFTA-Überwa­
chungsbehörde folgende Aufgaben:

a ) sie gewährleistet, daß die EFTA-Staaten ihre Ver­
pflichtungen aus dem EWR-Abkommen und diesem
Abkommen erfüllen;

b ) sie gewährleistet die Anwendung der Wettbewerbsre­
geln des EWR-Abkommens;

c ) sie überwacht die Anwendung des EWR-Abkommens
durch die anderen Vertragsparteien jenes Abkom­
mens .

( 2 ) Zu diesem Zweck wird die EFTA-Überwachungs­
behörde

a ) in den in diesem Abkommen und im EWR-Abkom­
men vorgesehenen Fällen Entscheidungen treffen und
andere Maßnahmen ergreifen;

Artikel 6

Im Einklang mit den Bestimmungen dieses Abkommens
und des EWR-Abkommens kann die EFTA-Überwa­
chungsbehörde in Ausübung der ihr übertragenen Aufga­
ben alle erforderlichen Informationen von den Regierun­
gen und den zuständigen Stellen der EFTA-Staaten ebenso
wie von Unternehmen und Unternehmerverbänden ein­
holen .
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Artikel 12

Der Präsident der EFTA-Überwachungsbehörde wird aus
deren Mitgliedern für zwei Jahre von den Regierungen
der EFTA-Staaten im gegenseitigen Einvernehmen er­
nannt.

Artikel 13

Die EFTA-Überwachungsbehörde gibt sich eine Ge­
schäftsordnung.

Artikel 14

Die EFTA-Überwachungsbehörde ernennt Beamte und
sonstige Bedienstete, um sich die Erfüllung ihrer Aufga­
ben zu ermöglichen.

Die EFTA-Überwachungsbehörde kann die Meinung von
Sachverständigen einholen oder die Einsetzung von Aus­
schüssen oder anderen Gremien beschließen, falls sie dies
zur Unterstützung ihrer Tätigkeit für notwendig erach­
tet.

Bei der Erfüllung ihrer Pflichten dürfen die Beamten und
sonstigen Bediensteten der EFTA-Überwachungsbehörde
Anweisungen von einer Regierung oder von einer anderen
Stelle außerhalb der EFTA-Überwachungsbehörde weder
anfordern noch entgegennehmen.

Die Mitglieder, Beamten und sonstigen Bediensteten der
EFTA-Überwachungsbehörde sowie die Mitglieder derer
Ausschüsse sind verpflichtet, auch nach Beendigung ihrer
Amtstätigkeit Auskünfte, die ihrem Wesen nach unter das
Berufsgeheimnis fallen, nicht preiszugeben; dies gilt insbe­
sondere für Auskünfte über Unternehmen sowie deren
Geschäftsbeziehungen oder Kostenelemente .

Artikel 7

Die EFTA-Überwachungsbehörde besteht aus sieben Mit­
gliedern, die aufgrund ihrer allgemeinen Befähigung aus­
gewählt werden und volle Gewähr für ihre Unabhängig­
keit bieten müssen.

Nur Staatsangehörige der EFTA-Staaten können Mitglie­
der der EFTA-Überwachungsbehörde sein.

Artikel 8

Die Mitglieder der EFTA-Überwachungsbehörde üben
ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit aus . Sie dürfen
Anweisungen von einer Regierung oder einer anderen
Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben
jede Handlung zu unterlassen, die mit ihren Aufgaben
unvereinbar ist . Jeder EFTA-Staat verpflichtet sich, diesen
Grundsatz zu achten und nicht zu versuchen, die Mitglie­
der der EFTA-Überwachungsbehörde bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben zu beeinflussen.

Die Mitglieder der EFTA-Überwachungsbehörde dürfen
während ihrer Amtszeit keine andere entgeltliche oder
unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben.

Bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit übernehmen sie die
feierliche Verpflichtung, während der Ausübung und
nach Ablauf ihrer Tätigkeit, die sich aus ihrem Amt
ergebenden Pflichten zu erfüllen, insbesondere die Pflicht,
bei der Annahme gewisser Tätigkeiten und Vorteile nach
Ablauf dieser Tätigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu
sein . Werden diese Pflichten verletzt, so kann der EFTA­
Gerichtshof auf Antrag der EFTA-Überwachungsbehörde
das Mitglied je nach der Lage des Falles seines Amtes
entheben oder ihm seine Ruhegehaltsansprüche oder
andere an ihrer Stelle gewährte Vergünstigungen aberken­
nen.

Artikel 9

Die Mitglieder der EFTA-Überwachungsbehörde werden
von den Regierungen der EFTA-Staaten im gegenseitigen
Einvernehmen ernannt .

Ihre Amtszeit beträgt vier Jahre . Wiederernennung ist
zulässig.

Artikel 10

Abgesehen von den regelmäßigen Neubesetzungen und
von Todesfällen endet das Amt eines Mitglieds der EFTA­
Überwachungsbehörde durch Rücktritt oder Amtsenthe­
bung. Für das ausscheidende Mitglied wird für die ver­
bleibende Amtszeit ein Nachfolger ernannt .

Artikel 11

Jedes Mitglied der EFTA-Überwachungsbehörde, das die
Voraussetzungen für die Ausübung seines Amtes nicht
mehr erfüllt oder eine schwere Verfehlung begangen hat,
kann auf Antrag der EFTA-Überwachungsbehörde durch
den EFTA-Gerichtshof seines Amtes enthoben werden.

Artikel 15

Die Entscheidungen der EFTA-Überwachungsbehörde
werden mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gefaßt. Im Fall
der Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Präsi­
denten.

Die Geschäftsordnung bestimmt das Anwesenheitserfor­
dernis zur Beschlußfähigkeit .

Artikel 16

Die Entscheidungen der EFTA-Überwachungsbehörde
sind mit Gründen zu versehen.

Artikel 17

Falls nicht in diesem Abkommen oder im EWR-Abkom­
men etwas anderes vorgesehen ist, sind Entscheidungen
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der EFTA-Überwachungsbehörde jenen mitzuteilen, an
welche sie gerichtet sind, und werden mit dieser Mittei­
lung wirksam.

Artikel 18

Entscheidungen der EFTA-Überwachungsbehörde sind im
Einklang mit den Bestimmungen des EWR-Abkommens
und dieses Abkommens zu veröffentlichen.

Artikel 20

Einzelpersonen und Marktteilnehmer sind berechtigt, in
bezug auf Mitteilungen, Anträge und Beschwerden sich in
allen offiziellen Sprachen der EFTA-Staaten und Europäi­
schen Gemeinschaften an die EFTA-Überwachungsbe­
hörde zu wenden und von ihr in diesen Sprachen ange­
sprochen oder angeschrieben zu werden. Dies betrifft den
gesamten Instanzenzug eines Verfahrens, unabhängig
davon, ob dieses durch eine Mitteilung, einen Antrag
oder eine Beschwerde oder von Amts wegen durch die
EFTA-Überwachungsbehörde eingeleitet wurde.

Artikel 19

Entscheidungen der EFTA-Überwachungsbehörde, die
eine Zahlung auferlegen, sind im Einklang mit Arti­
kel 110 des EWR-Abkommens vollstreckbare Titel; dies
gilt nicht gegenüber Staaten.

Artikel 21

Die EFTA-Überwachungsbehörde veröffentlicht jährlich
einen Gesamtbericht über ihre Tätigkeiten .

TEIL III

DIE ERFÜLLUNG, DURCH DIE EFTA-STAATEN, IHRER VERPFLICHTUNGEN AUS
DEM EWR-ABKOMMEN UND AUS DIESEM ABKOMMEN

Artikel 22

Um für die ordnungsgemäße Anwendung des EWR­
Abkommens Sorge zu tragen, wird die EFTA-Überwa­
chungsbehörde die Anwendung des EWR-Abkommens
und dieses Abkommens durch die EFTA-Staaten überwa­
chen.

Artikel 23

Im Einklang mit den Artikeln 22 und 37 dieses Abkom­
mens sowie den Artikeln 65 Absatz 1 und 109 sowie
Anhang XVI des EWR-Abkommens und nach Maßgabe
der in Protokoll 2 zu dem vorliegenden Abkommen
enthaltenen Bestimmungen wird die EFTA-Überwa­
chungsbehörde gewährleisten, daß die Bestimmungen des
EWR-Abkommens betreffend das öffentliche Auftragswe­
sen von den EFTA-Staaten angewendet werden.

In Anwendung von Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b)
erläßt die EFTA-Überwachungsbehörde nach Inkrafttre­
ten dieses Abkommens Akte, die den im Anhang I
angeführten entsprechen.

Artikel 25

Im Einklang mit den Artikeln 53 bis 60 und 109 und den
Protokollen 21 bis 25 sowie mit Anhang XIV des EWR­
Abkommens und nach Maßgabe der in Protokoll 4 des
vorliegenden Abkommens enthaltenen Bestimmungen
wird die EFTA-Überwachungsbehörde die Bestimmungen
des EWR-Abkommens betreffend die Verwirklichung der
auf Unternehmen anzuwendenden Wettbewerbsregeln
durchsetzen und dafür Sorge tragen, daß diese Bestim­
mungen angewendet werden.

In Anwendung von Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b)
erläßt die EFTA-Überwachungsbehörde nach Inkrafttre­
ten dieses Abkommens Akte, die den im Anhang I
angeführten entsprechen.

Artikel 26

Bestimmungen zur Regelung der Zusammenarbeit, des
Informationsaustauschs und der Beratungen zwischen der
EFTA-Überwachungsbehörde und der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften hinsichtlich der Anwen­
dung des EWR-Abkommens finden sich in Artikel 109
sowie in den Artikeln 58 und 62 Absatz 2 und den
Protokollen 1 , 23 , 24 und 27 des EWR-Abkommens.

Artikel 24

Im Einklang mit den Artikeln 49, 61 bis 64 und 109, den
Protokollen 14, 26 und 27, ferner mit den Anhängen XIII
Abschnitt I ( IV) und XV des EWR-Abkommens und nach
Maßgabe der in Protokoll 3 des vorliegenden Abkom­
mens enthaltenen Bestimmungen wird die EFTA-Überwa­
chungsbehörde die Bestimmungen des EWR-Abkommens
betreffend staatliche Beihilfen durchsetzen und gewährlei­
sten, daß sie von den EFTA-Staaten angewendet wer­
den.
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TEIL IV

DER EFTA-GERICHTSHOF

Artikel 27

Ein Gerichtshof der EFTA-Staaten, im folgenden als
„EFTA-Gerichtshof" bezeichnet, wird hiermit errichtet.
Seine Tätigkeit wird durch dieses Abkommen und durch
das EWR-Abkommen geregelt .

Artikel 28

Der EFTA-Gerichtshof besteht aus sieben Richtern .

Artikel 29

Der EFTA-Gerichtshof tagt in Vollsitzungen. Entschei­
dungen des Gerichtshofs sind nur dann gültig, wenn eine
ungerade Zahl seiner Mitglieder an den Beratungen mit­
gewirkt hat . Entscheidungen des Gerichtshofs sind gültig,
wenn mindestens fünf Richter daran mitgewirkt haben.
Auf Ersuchen des Gerichtshofs können ihm die Regierun­
gen der EFTA-Staaten im Einvernehmen die Einrichtung
von Kammern gestatten.

Artikel 30

Zu Richtern sind Persönlichkeiten auszuwählen, die jede
Gewähr für Unabhängigkeit bieten und in ihrem Staat die
für die höchsten richterlichen Ämter erforderlichen Vor­
aussetzungen erfüllen oder Juristen von anerkannt her­
vorragender Befähigung sind . Sie werden von den Regie­
rungen der EFTA-Staaten im gegenseitigen Einvernehmen
auf sechs Jahre ernannt .

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der
Richterstellen statt. Sie betrifft abwechselnd je drei und
vier Richter. Die drei Richter, die nach den ersten drei
Jahren zu ersetzen sind, werden durch das Los
bestimmt.

Die Wiederernennung ausscheidender Richter ist zuläs­
sig.

Die Richter wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des
EFTA-Gerichtshofs für eine Dauer von drei Jahren. Wie­
derwahl ist zulässig.

Artikel 31

Hat nach Auffassung der EFTA-Überwachungsbehörde
ein EFTA-Staat gegen eine Verpflichtung aus dem EWR­
Abkommen oder aus diesem Abkommen verstoßen, so
gibt sie — außer dieses Abkommen sieht etwas anderes
vor — eine mit Gründen versehene Stellungnahme hierzu
ab; sie hat dem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung zu
geben.

Kommt der Staat dieser Stellungnahme innerhalb der von
der EFTA-Überwachungsbehörde gesetzten Frist nicht
nach, so kann die EFTA-Überwachungsbehörde den
EFTA-Gerichtshof anrufen.

Artikel 32

Der EFTA-Gerichtshof entscheidet über Klagen betreffend
die Beilegung von Streitigkeiten zwischen zwei oder meh­
reren EFTA-Staaten betreffend die Auslegung oder An­
wendung des EWR-Abkommens, des Abkommens betref­
fend einen Ständigen Ausschuß der EFTA-Staaten und
dieses Abkommens.

Artikel 33

Die betroffenen EFTA-Staaten ergreifen die erforderlichen
Maßnahmen, um dem Urteil des EFTA-Gerichtshofs zu
entsprechen.

Artikel 34

Der EFTA-Gerichtshof erstellt Gutachten über die Ausle­
gung des EWR-Abkommens.

Wird eine derartige Frage einem Gericht eines EFTA­
Staates gestellt, und hält dieses Gericht eine Entscheidung
darüber zum Erlaß seines Urteils für erforderlich, so kann
es diese Frage dem EFTA-Gerichtshof zur Entscheidung
vorlegen.

Ein EFTA-Staat kann durch seine interne Gesetzgebung
das Recht zur Einholung eines solchen Gutachtens auf
Gerichte beschränken, deren Entscheidungen selbst nicht
mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts ange­
fochten werden können.

Artikel 35

Der EFTA-Gerichtshof hat unbeschränkte Gerichtsbarkeit
in bezug auf Bußen, die von der EFTA-Überwachungsbe­
hörde verhängt werden.

Artikel 36

Der EFTA-Gerichtshof ist für Klagen zuständig, die ein
EFTA-Staat gegen eine Entscheidung der EFTA-Überwa­
chungsbehörde wegen Unzuständigkeit, Verletzung we­
sentlicher Formvorschriften, Verletzung dieses Abkom­
mens, des EWR-Abkommens oder einer anderen, bei
deren Durchführung anzuwendenden Rechtsnorm oder
wegen Ermessensmißbrauch erhebt.

Jede natürliche oder juristische Person kann unter den
gleichen Voraussetzungen gegen diie an sie ergangenen
Entscheidungen sowie gegen diejenigen Entscheidungen
Klage erheben, die, obwohl sie als an eine andere Person
gerichtete Entscheidung ergangen sind, sie unmittelbar
und individuell betreffen.

Die in diesem Artikel vorgesehenen Klagen sind binnen
zweier Monate zu erheben; diese Frist läuft je nach Lage
des Falles von der Bekanntgabe der betreffenden Hand­
lung, ihrer Mitteilung an den Kläger oder, in Ermange­
lung dessen, von dem Zeitpunkt an, an dem der Kläger
von dieser Handlung Kenntnis erlangt hat.
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Ist die Klage begründet, wird die angefochtene Entschei­
dung der EFTA-Überwachungsbehörde für nichtig er­
klärt.

Artikel 37

Unterläßt es die EFTA-Überwachungsbehörde unter Ver­
letzung dieses Abkommens oder des EWR-Abkommens,
einen Beschluß zu fassen, so können die EFTA-Staaten
beim EFTA-Gerichtshof Klage auf Feststellung dieser Ver­
tragsverletzung erheben.

Diese Klage ist nur zulässig, wenn die EFTA-Überwa­
chungsbehörde zuvor aufgefordert worden ist, tätig zu
werden. Hat die EFTA-Überwachungsbehörde binnen
zweier Monate nach dieser Aufforderung nicht Stellung
genommen, so kann die Klage innerhalb einer weiteren
Frist von zwei Monaten erhoben werden.

Jede natürliche oder juristische Person kann nach Maß­
gabe der in den vorhergehenden Absätzen festgelegten
Voraussetzungen vor dem EFTA-Gerichtshof Beschwerde
darüber führen, daß die EFTA-Überwachungsbehörde es
unterlassen hat, an diese Person eine Entscheidung zu
richten.

Artikel 38

Wenn eine Entscheidung der EFTA-Überwachungsbe­
hörde für nichtig erklärt wurde oder wenn festgestellt

wurde, daß die EFTA-Überwachungsbehörde unter Ver­
letzung dieses Abkommens oder des EWR-Abkommens
untätig geblieben ist, hat die EFTA-Überwachungsbe­
hörde die sich aus dem Urteil ergebenden Maßnahmen zu
ergreifen.

Diese Verpflichtung besteht unbeschadet der Verpflich­
tungen, die sich aus der Anwendung des Artikels 46
Absatz 2 ergeben.

Artikel 39

Sofern Protokoll 7 dieses Abkommens nichts anderes
bestimmt, ist der EFTA-Gerichtshof zur Behandlung von
Klagen gegen die EFTA-Überwachungsbehörde betreffend
den in Artikel 46 Absatz 2 vorgesehenen Schadenersatz
zuständig.

Artikel 40

Klagen beim EFTA-Gerichtshof haben keine aufschie­
bende Wirkung. Der EFTA-Gerichtshof kann jedoch,
wenn er dies den Umständen nach für nötig hält, die
Durchführung der angefochtenen Handlung aussetzen .

Artikel 41

Der EFTA-Gerichtshof kann in den bei ihm anhängigen
Sachen die erforderlichen einstweiligen Anordnungen tref­
fen.

TEIL V

ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 42

Die diesem Abkommen beigefügten Protokolle und
Anhänge sind Bestandteile dieses Abkommens.

Artikel 43

( 1 ) Die Satzung des EFTA-Gerichtshofs ist in Proto­
koll 5 dieses Abkommens enthalten .

(2 ) Der EFTA-Gerichtshof erläßt seine Verfahrensord­
nung, die von den Regierungen der EFTA-Staaten im
Einvernehmen zu genehmigen ist.

Artikel 44

( 1 ) Die Rechtspersönlichkeit sowie die Privilegien und
Immunitäten, die von den EFTA-Staaten in bezug auf die
EFTA-Überwachungsbehörde und auf den EFTA­
Gerichtshof anerkannt und gewährt werden, sind in den
Protokollen 6 und 7 dieses Abkommens festgelegt.

(2 ) Die EFTA-Überwachungsbehörde und der EFTA­
Gerichtshof können jeweils mit der Regierung des Staates,
auf dessen Hoheitsgebiet sich ihre Sitze befinden, ein

Abkommen über die diesbezüglich anzuerkennenden und
zu gewährenden Privilegien und Immunitäten schließen.

Artikel 45

Der Sitz der EFTA-Überwachungsbehörde und der Sitz
des EFTA-Gerichtshofs werden jeweils im gegenseitigen
Einvernehmen der Regierungen der EFTA-Staaten festge­
legt.

Artikel 46

Die vertragliche Haftung der EFTA-Überwachungsbe­
hörde bestimmt sich nach dem Recht, das auf den betref­
fenden Vertrag anzuwenden ist.

Im Bereich der außervertraglichen Haftung ersetzt die
EFTA-Überwachungsbehörde den durch sie oder durch
ihre Bediensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verur­
sachten Schaden nach den allgemeinen Rechtsgrundsät­
zen.

Artikel 47

Die Regierungen der EFTA-Staaten erstellen auf Antrag
der EFTA-Überwachungsbehörde und nach Befassung
eines Ausschusses der Parlamentsmitglieder der EFTA­
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Staaten, die Mitglieder des Gemeinsamen Parlamentari­
schen EWR-Ausschusses sind, jährlich vor dem 1 . Januar
im gegenseitigen Einvernehmen einen Haushaltsplan für
das folgende Jahr und beschließen den Schlüssel für die
Aufteilung dieser Ausgaben unter den EFTA-Staaten .

Vor einer Entscheidung über die Änderung ihres Vor­
schlags ist die EFTA-Überwachungsbehörde zu Rate zu
ziehen.

Artikel 48

Die Regierungen der EFTA-Staaten erstellen auf Antrag
des EFTA-Gerichtshofs jährlich vor dem 1 . Januar im
gegenseitigen Einvernehmen einen Haushaltsplan für das
folgende Jahr und beschließen den Schlüssel für die
Aufteilung dieser Ausgaben unter den EFTA-Staaten .

Artikel 49

Die Regierungen der EFTA-Staaten können, soweit in
diesem Abkommen nichts anderes vorgesehen ist, auf
Antrag oder nach Anhörung der EFTA-Überwachungsbe­
hörde im gegenseitigen Einvernehmen das Hauptabkom­
men und die Protokolle 1 bis 4 sowie 6 und 7 ändern.
Eine solche Änderung ist den EFTA-Staaten zur Annahme
zu unterbreiten und tritt nach Zustimmung aller EFTA­
Staaten in Kraft. Die Zustimmungsurkunden sind bei der
Regierung von Schweden zu hinterlegen, die die anderen
EFTA-Staaten hiervon in Kenntnis setzt.

Artikel 50

( 1 ) Jeder EFTA-Staat, der vom EWR-Abkommen
zurücktritt, scheidet durch diesen Umstand mit jenem
Tag, an dem der Rücktritt wirksam wird, aus dem Kreis
der Vertragsparteien dieses Abkommens aus .

(2 ) Jeder EFTA-Staat, der den Europäischen Gemein­
schaften beitritt, scheidet durch diesen Umstand mit
jenem Tag, an dem der Beitritt wirksam wird, aus dem
Kreis der Vertragsparteien dieses Abkommens aus .

(3 ) Die Regierungen der verbleibenden EFTA-Staaten
entscheiden im gegenseitigen Einvernehmen über die
erforderlichen Änderungen, die an diesem Abkommen
vorzunehmen sind.

Artikel 51

Ein EFTA-Staat, der dem EWR-Abkommen beitritt, soll
dem vorliegenden Abkommen nach Maßgabe der Bestim­
mungen und Bedingungen beitreten, die von den EFTA­
Staaten im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt werden.
Die Beitrittsurkunde ist bei der Regierung von Schweden
zu hinterlegen, die die anderen EFTA-Staaten hiervon in
Kenntnis setzt.

Artikel 52

Die EFTA-Staaten teilen der EFTA-Überwachungsbe­
hörde die zur Durchführung dieses Abkommens getroffe­
nen Maßnahmen mit.

Artikel 53

( 1 ) Dieses Abkommen, das in einer Urschrift abgefaßt
wurde und in englischer Sprache verbindlich ist, bedarf
der Ratifizierung durch die Vertragsparteien gemäß ihren
verfassungsrechtlichen Vorschriften.

Vor seinem Inkrafttreten wird dieses Abkommen auch in
finnischer, französischer, deutscher, isländischer, italieni­
scher, norwegischer und schwedischer Sprache abgefaßt
und verbindlich erklärt.

( 2 ) Dieses Abkommen wird bei der Regierung von
Schweden hinterlegt; diese übermittelt jedem EFTA-Staat
eine beglaubigte Abschrift .

Die Ratifizierungsurkunden werden bei der Regierung
von Schweden hinterlegt, welche die anderen EFTA­
Staaten hiervon in Kenntnis setzt.

( 3 ) Dieses Abkommen tritt am 1 . Januar 1993 in
Kraft, sofern das EWR-Abkommen am gleichen Tag in
Kraft tritt und die Ratifizierungsurkunden des vorliegen­
den Abkommens von allen EFTA-Staaten hinterlegt wur­
den.

Tritt das EWR-Abkommen nicht an diesem Tag in Kraft,
tritt das vorliegende Abkommen an jenem Tag in Kraft,
an dem das EWR-Abkommen in Kraft tritt, oder an
jenem Tag, an dem die Ratifizierungsurkunden zu dem
vorliegenden Abkommen von allen EFTA-Staaten hinter­
legt wurden, je nachdem, welcher Tag der spätere ist.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevoll­
mächtigten ihre Unterschriften unter dieses Abkommen
gesetzt .

Geschehen zu Porto am zweiten Mai 1992 in einer
Urschrift in englischer Sprache, welche bei der Regierung
von Schweden hinterlegt wird . Diese übermittelt jedem
Unterzeichnerstaat und jedem Staat, der dem Abkommen
beitritt, eine beglaubigte Abschrift.

Für die Republik Österreich

Für die Republik Finnland

Für die Republik Island

Für das Fürstentum Liechtenstein

Für das Königreich Norwegen

Für das Königreich Schweden

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft


